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PRESSEMITTEILUNG 
 

BIG fragt nach Kosten und Entscheidungsgründen für externe 
Rechtsvertretung der Stadt Frankfurt 
 

Frankfurt am Main, 24. September 2026 
 

Die BIG Partei hat eine umfangreiche Anfrage zur externen Rechtsvertretung der Stadt 
Frankfurt am Main im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 11 K 2554/26.F eingebracht. 
Im Mittelpunkt steht die Frage, warum die Stadt für die gerichtliche Auseinandersetzung eine 
externe Rechtsanwaltskanzlei eingeschaltet hat, obwohl sie selbst über ein Rechtsamt 
verfügt, und ob zuvor ausreichend geprüft wurde, ob sich die aufgeworfenen Fragen in einem 
unmittelbaren Gespräch oder auf anderem einvernehmlichem Weg klären lassen. 
Die zentrale Frage der BIG lautet: 
Warum setzt die Stadt Frankfurt öffentliche Mittel für eine kostenträchtige gerichtliche 
Auseinandersetzung und eine externe Rechtsanwaltskanzlei ein, anstatt zunächst das 
unmittelbare, kostenneutrale Gespräch zu suchen? 
„Der Frankfurter Antidiskriminierungsanwalt Dr. Dr. Seyed Shahram Iranbomy hat der BIG 
gegenüber versichert, der Stadt Frankfurt mehrfach – sowohl außergerichtlich als auch im 
laufenden gerichtlichen Verfahren – Gespräche zur sachlichen Klärung der von ihm 
aufgeworfenen Fragen angeboten zu haben.“ 
Nach öffentlich zugänglichen Berichten betrifft das laufende Verfahren unter anderem seine 
Forderung nach Überprüfung beziehungsweise Herausgabe von Wahldaten, damit die 
diskutierten Auffälligkeiten fachlich nachvollzogen werden können. Auch ein beantragter 
Akteneinsichtsausschuss soll inzwischen unter anderem klären, ob, wann und wie die Stadt 
das gerichtliche Verfahren hätte vermeiden können. 
Dabei geht es insbesondere um Fragen möglicher Schwachstellen bei der Kontrolle der 
Briefwahl, um Transparenz bei der Wahlprüfung sowie darum, mögliche Verfahrens- oder 
Gesetzeslücken zu erkennen und Verbesserungen für zukünftige Wahlen zu entwickeln. 
BIG-Bundesvorsitzender und Frankfurter Stadtverordneter Haluk Yildiz erklärt: 
„Gerade bei Fragen von solcher Bedeutung für das Vertrauen in demokratische Wahlen 
stellt sich eine einfache Frage: Warum miteinander vor Gericht streiten, wenn man 
zunächst miteinander sprechen und gemeinsam nach Lösungen suchen kann?“ 
Aus Sicht der BIG muss das Aufzeigen möglicher Schwachstellen im Wahlverfahren nicht 
zwangsläufig zu einer politischen und juristischen Konfrontation zwischen Stadt und Bürger 
führen. Hinweise auf mögliche Kontroll- oder Verfahrensprobleme können vielmehr 
gemeinsam geprüft und – soweit sie sich bestätigen – zum Anlass genommen werden, 
Kontrollmechanismen, Transparenz und gegebenenfalls gesetzliche Regelungen zu 
verbessern. 
Die Anfrage behauptet ausdrücklich weder, dass Wahlstraftaten stattgefunden haben, noch 
dass die Kommunalwahl rechtswidrig gewesen sein müsse. Die aufgeworfenen Fragen sollen 
anhand von Tatsachen, Originaldaten und nachvollziehbaren Belegen geklärt werden. 
Umso wichtiger ist für die BIG die Frage, warum ein unmittelbares Gespräch mit Dr. Dr. 
Iranbomy über diese Sachfragen offenbar nicht zustande kam, wer darüber entschieden hat 
und warum stattdessen beziehungsweise zusätzlich öffentliche Mittel für eine externe 
Prozessvertretung eingesetzt werden. 
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Die Stadt Frankfurt verfügt über ein eigenes Rechtsamt. Nach Angaben der Stadt gehören zu 
dessen Aufgaben unter anderem die Bearbeitung aller städtischen Rechtsangelegenheiten, 
die Führung von Rechtsstreitigkeiten, soweit diese nicht anderen Ämtern zugewiesen sind, 
sowie Angelegenheiten des Gemeindeverfassungsrechts.  
Die BIG will deshalb vom Magistrat unter anderem wissen: 

• Warum konnte beziehungsweise sollte das städtische Rechtsamt das Verfahren nicht 
selbst führen? 

• Welche besondere fachliche Leistung konnte die externe Kanzlei erbringen, die 
innerhalb der Stadtverwaltung nicht zur Verfügung stand? 

• Wurde geprüft, ob das Verfahren ganz oder teilweise mit eigenen juristischen 
Ressourcen bearbeitet werden kann? 

• Warum wurde nicht zunächst versucht, die streitigen Fragen im unmittelbaren 
Gespräch oder auf einem anderen konsensualen Weg zu klären? 

• Welche Gesprächs-, Vergleichs-, Güterichter- oder Mediationsmöglichkeiten wurden 
tatsächlich geprüft? 

• Wer entschied über die Behandlung der Gesprächsangebote? 
• Welches Auswahl- und Vergabeverfahren wurde für die externe Kanzlei durchgeführt? 
• Welche Honorarregelung wurde vereinbart? 
• Welche Kosten sind bislang entstanden und mit welchen Gesamtkosten rechnet die 

Stadt? 
• Welchen konkreten Mehrwert rechtfertigen diese zusätzlichen Kosten für die 

Bürgerinnen und Bürger? 
• Wurde die Wirtschaftlichkeit der externen Beauftragung dokumentiert und das 

Revisionsamt beteiligt? 
Yildiz erklärt: „Es geht nicht darum, der Stadt das Recht auf anwaltliche Vertretung 
abzusprechen. Es geht um eine einfachere Frage: Warum Konfrontation auf Kosten der 
Allgemeinheit, wenn Kommunikation möglicherweise ohne zusätzliche Anwaltskosten 
zur Aufklärung beitragen könnte?“ 
Gerade bei unterschiedlichen Auffassungen über Wahlrecht, Briefwahlkontrolle und 
Transparenz sollte eine demokratische Stadt nach Auffassung der BIG zunächst prüfen, ob 
Hinweise und Kritik sachlich erörtert und für mögliche Verbesserungen genutzt werden 
können. 
Die Bürgerinnen und Bürger haben deshalb ein berechtigtes Interesse zu erfahren, wer die 
Entscheidung gegen beziehungsweise anstelle eines unmittelbaren Gesprächs 
getroffen hat, warum die eigenen juristischen Ressourcen der Stadt nicht ausreichen 
sollten und welche zusätzlichen Kosten die gewählte externe Prozessstrategie 
verursacht. 
Yildiz abschließend: „Wenn eine externe Kanzlei tatsächlich notwendig und 
wirtschaftlich ist, muss die Stadt das nachvollziehbar erklären können. Wenn 
gleichzeitig mehrfach Gesprächsangebote vorlagen, muss ebenso erklärt werden, warum 
diese nicht zu einer unmittelbaren sachlichen Klärung geführt haben. Transparenz ist hier im 
Interesse aller Beteiligten.“ 
Ziel der BIG-Anfrage ist eine sachliche und transparente Klärung der Entscheidung für 
die externe Prozessvertretung, des Umgangs mit den Gesprächs- und 
Einigungsangeboten, der Verwendung öffentlicher Mittel sowie der Frage, ob eine 
gemeinsame und kostengünstigere Lösung ernsthaft geprüft wurde. 


